
.515 der Beilagen zu den Stenographischen P~otokollen des Nationalrates XV.GP 

Bericht 

des Finanz- und Budgetausschusses 

über die Regierungsvorlage (476 der Bei­
lagen): Bundesgesetz, mit dem eine Sonder­
abgabe von Kreditunternehmungen erhoben 

wird 

Zu § 3 Abs. 2 Z 3: 

Durch die Ändel"ung des Wortlautes des § 3 
Ahs. 2 Z 3 soll eine Vet1deutlichung der Be­
stimmung herbei,gefÜlhrt wet1den. 

Der Bundeshaushalt wurde in den siebziget 
Jahren in einer Zeit schwerster weltwirtschaft- Zu § 3 Abs. 2 Z 5: 
licher Erschütterungen konsequent und erfolg- Durchd1e Ändel"ung ,des WortLautes des § 3 
reich zur Erhaltung der Vollbeschäfbigung ein- Abs. 2 Z 5 soll die Kürzung der Bilanzsumme' 
gesetzt. Dadurch ist ein Konsolidierungsbedarf bei allen KreditJUnternehmungen erfolgen, bei 
entstanden, der nicht alleine durch Einsparun- denen Mindestreserven -gehalten werden kön­
gen und Umschichtungen auf der Ausgaben- nen. 
seite erfüllt werden kann. Eine ausreichende Fle-
xibilität des Bundeshaushaltes zur Konjunktur- Zu § 3 Abs. 2 Z 7 und 8: 
steuerung wird aber in den kommenden Jah- Durch die neuen Bestimmungen des § 3 Abs. 2 
ren unabdingbar sein. Z 7 und 8 soll erreicht wel"den, daß Kredit-

Eine der Maßnahmen zu diesem Zweck soll 'unternehmungen, dile im wesentlichen nur Wert­
die Einführung einer zeitlich befristeten Son- papieremissIOnen an andere Kreditunterneh­
derabgabe von Kreditunternehmungen sein. mungen weitel"geben, hinsichtlich dieser Teile 
Durch die Zweireilung dieser Abgabe in einen der Bilanzsumme von der Abgabe ausgenom­
Grundbetrag und einen Zusatzbetrag soll vor men werden. 
allem erreicht werden, daß die Filialausweitung 
gebremst wird. Zur Vermeidung von Härten Zu § 3 Abs.2 Z 9: 
soll die Abgahenbe!astung mit 1 vT der Bemes- Durch die Neubesümmung des § 3 Abs. 2 Z 9 
sungsgrundlage begrenzt sein. soll eine Begünsügung des langfristigen, ertrags-

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den er- schwachen und 1m wesentlichen für die Finan­
wähnten Gesetzentwurf' in seiner Sitzung am zierung öffentlicher Aufgaben bestimmten Wert-
6.- November 1980 in Verhandlung genommen. papiergeschäftes erreicht wenden. 
Nach einer Debatte, an der sich außer dem Be-
richterstatter .die Abgeordneten Dipl.-Ing. Dok- Zu§ 4: 
tor Z i t t ma y r, Dr. Ve s e 1 s k y,der einen Der ZuschLtg zur Abgabe für jede Betriebs­
Abänderungsantrag betreffend ,§ 3 Albs. 2, § 4 stätte der Kreditunternehmung soll nach der 
und § 5 Abs. 3 einbrachte, Dr. Pe 1 i k a n, NeufasS'Ung des § 4 _ davon abhängen, ob die 
G r a b her - M e y e r, K 0 p p e n s t ein e r, Kreditunternehmung uneingesehrän~t das den 
San d m eie r, H i e t 1, T e s c h 1, K ern und weSJentlichetJ. Geschäftlsbestal1dteil darstellende 
Dkfm. Dr. K e i m e 1 sowie Staatssekretär El- Kommerzkreditgeschäft arusüben darf. überdies 
friede Kar I beteiligten, wurde der Gesetzent- soll bei Betriebsstätten einer an sich uneinge­
murf unter Berücksichtigung des obgenannten schränkt zum ,Kommerekrediogeschäft berech­
Abänderungsantrages mit Stimmenmehrheit an-I ügten Kreditunternehmung, in denen nur be­
genommen. stimmte Bankg,eschäfte abgewickelt werden und 

Die Abänderungen gegenüber der Regierungs- die ,daher nur die Bunküon ,einer Zahlstelle 
vorlage werden 1m wesentlichen wie folgt be- haben, gleichfalls ,nur ein Zuschlag von 10 000 S 
gründet: zum Zuge kommen. 

515 der Beilagen XV. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 1 von 4

www.parlament.gv.at



2 515 der Beilagen 

Der Betriebsstättenzuschlag ~oll dan~ nicht I Der Finanz-und ~ud.getJausschuß stellt somit 
vorgenommen wel'den, wenn eme Kredltuntet- den An t rag, der NatIonalrat wolle dem a n­
nehrnung innerhalb eines Kalenderjahres nicht ge s chi 0 S'S e n enG ,e se t zen t w u r f die 
länger aIs insgesamt vier Wochen eine Betriebs- verfassungsmäßige Zustimmun.g erteilen. 
stätte 'unterhält, wobei eine Zusammenrechnung 
innerhalb eines Kalel1Jderjahres zu erfolgen hat. 

Mondl 
Berichterstatter 

'j. 

Wien, 1980 11 06 

Mühlbacher 
Obmann 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX, I ten Beträge. Bilanzsumme ist die Summe der von 
mit dem eine Sonderabgabe von Kreditunter- der Kreditunternehmung auf Grund der gesetz-

nehmungen erhoben wird lichen Vorschriften über die Rechnungslegung 
aufzustellenden Jahresbilanz. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Abschnitt I 

. Gegenstand der Abgabe 

§ 1. Der Sonderabgabe von Kreditunterneh­
mungen unterliegt der Betnieb von Kreditunter­
nehmungen. Kreditunternehmungen im Sinne 
dieses Bundesgesetzes sind jene Kreditunterneh­
mungen, auf die das Kreditwesengesetz, BGBI. 
Nr. 63/1979, anzuwenden ist, und Bausparkassen 
(§ 2 Abs. 2 Z 1 des Kreditwesengesetzes). 

Abgabenschuldner und Abgabenschuld 

§ 2. (1) Abgabenschuldner ist die Kreditunter­
nehmung. Bei Personengesellschaften des Han­
delsrechtes sind auch die Gesellschafter Abgaben­
schuldner. 

(2) Die Abgab ensdlUl d entsteht 
1. für die Vorauszahlungen (§ 5 Abs. 5) mit 

Beginn des Kalendervierteljahres, für das die 
Vorauszahlungen zu entrichten sind, 

2. für die zu veranlagende Abgabe, soweit nicht 
die Abgabenschuld nach Z 1 schon früher 
entstanden ist, mit Ablauf des Kalenderjah­
res, für das die Veranlagung vorgenommen 
wird, oder, wenn ,die Abgabepflicht im Laufe 
eines Kalenderjahres erlischt, mit dem Zeit­
punkt des Erlöschens der Abgabepflicht. 

Bemessungsgrundlage 

§ 3. (1) Bemessungsgrundlage für die Sonder­
abgabe ist die Bilanzsumme der Kreditunter­
nehmung, vermindert um die in Abs. 2 genann-

(2) Die Bilanzsumme ist zu kürzen um 

1. jene Aktivposten, soweit sie Betrieben un­
mittelbar zuzurechnen sind, die nach der 
Verkehrsauffassung nicht den Geschäftsbe­
reich der Kreditunternehmung darstellen, 

2. jene Aktivposten, soweit sie ausländischen 
Betriebsstätten unmittelbar zuzurechnen 
sind, 

3. Vel'bindlichkeiten aus der Refinanzierung 
von Rechts!geschäften oder Rechten, soweit 
cl'er Bund für diese Vel'bindlichkeiten die 
Haftung nach dem Ausfuhrförderungsgesetz 
1964, BGBl. Nr. 200, Ülbernommen hat, 
Vel'bindlichkeiten, 2)U deren Besicherung 
,diese Haftungen abgetrenen wOl'den sind, 
und Verbindlichkeiten, für ,die der Bund 
die Haftmng nach ,dem Ausfuhrfinanzie­
l'ungsförderungsgesetz 1967, BGBI. Nr. 196, 
übernommen hat, 

4. Verbindlichkeiten m ausländischer Wäh­
rung, soweit ihnen Forderungen in ausländi­
scher Währung gegenüberstehen, 

5. Verbindlichkeiten der in § 43 Abs. 6 ,des 
Nationa1bankgesetzes 1955, BGB!. Nr. 184, 
genannten Kredinunternehmungen aus den 
bei ihnen nach dieser Bestimmung gehal­
tenen Mindestr,eserven, 

6. Verbindlichkeiten der Zentralinstitute aus 
der Haltung der Liquiditätsreserve gemäß 
§ 13 Abs. 5 des Kreditwesengesetzes, soweit 
sie die Mindestreserve gemäß Z 5 überstei­
gen, 

./. 
/ 
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7. Verbindlichkeiten aus dem sonsti.gen Wert­
papieremissionsgeschäft (§ 1 Abs. 2 Z 9 des 
Kreditwesengesetzes), wenn die Aufbringung 
der Fremdmittel ausschließlich aus diesem 
Geschäft }erfolgt, 

8. Verhindlichkeiten aus der Ausgabe von 
SchuLdverschreibungen im Sinne des § 1 
Abs. 1 Z 1 des Wertpapieremissionsgeset-
2les, BOBl. Nr. 65/1979, wenn der Erlös 
nach der Satzung der Kreditunternehmung 
,da2lU bestimmt rst, aussch:ließlichan ailidere 
Kreditunternehmungen weitergegeben 2lU 

w.erden, 
9. die Hälfte der Verbindlichkeiten aus der 

Ausgabe von Pfandbriefen und Kommunal­
schuldverschreihungen. 

(3) Maßgebend ist die Bilanzsummefür jenes 
Kalenderjahr, für das die Sonderabgabe festge­
setzt wird (§ 5 Abs. 1). Wird der Jahresabschluß 
für ein vom Kalenderjahr abweichendes Wirt­
schaftsjahr aufgestellt oder geht die Kreditunter­
nehmung auf einen anderen Abschlußstichtag 
über, dann ist die Bilanzsumme für j,enes Wirt­
schaftsjahr' maßgebend, das im Kalenderjahr 
endet. Dies gilt sinngemäß auch bei Erlöschen der 
Abgabepflicht vor Ablauf des Kalenderjahres. 
Kommen in einem Kalenderjahr mehrere Bilanz­
summen als Bemessungsgrundlage in Betracht, 
dann ist der für das zuletzt im Kalenderjahr 
endende Wirtschaftsjahr aufgestellte J ahresab­
schluß maßgebend. Endet in einem Kalenderjahr 
kein Wirtschaftsjahr, dann ist die Bilanzsumme 
der Eröffnungsbilanz maßgebend. 

Höhe der Abgabe 

§ 4. (1) Die SonderaJbgabe beträgt 0,5 vT der 
Bemessungsgrundlage (§ 3). Sie el"höht sich für 
jede im Laufe des Kalenderjahres unterhaltene 
Betriebsstätte (Albs. 2) um 100000 S, bei Kre­
ditunternehmungen mit eingeschränktem Wir­
kungsbereich (Abs. 3) für jede Betriebsstätte um 
10 000 S, sie beträgt alber höch,stJens 1 vT der 
Bemessungllg1"Undlage. 

(2) ,ß,etriebsstätte ist jede im Inhnd unter­
haltene ortsfeste oder nicht ortsfeste Einrich­
tung, durch die die Kre,ditunternehmung in 
einem Zeitr,aum von mehr als vier Wochen 
innerhalb eines Kalenderjahres Bankgeschäfte 
betreibt oder durch andere als Kreditunterneh­
mungen betreiben ,läßt. Bankgesch~fte sind jene 
gewel"blichen Tätigkeiten, die nach der Ver­
kehrsauffassung dem Geschäftsbereich der Kre­
ditJuntJernehmung zuzuordnen sind. 

(3) Kreditunternehmungen mit eingeschränk­
tem Wirkunrgsbereich sind Krediwnternehmun­
gen, deren Berechtigung ,durch Bundesgesetz auf 
bestimmte Arten von Kreditgeschäften be­
schränkt ist. Als ,Betriebsstätten von Kredit­
unternehmungen mit eingeschränktem Wir-

kungsbereich gelten auch jene Betrierbsstätten im 
Betrieb eines Dritten, in ,denen nur das Einlagen" 
geschäft, das Girogeschäft und der Kauf von 
Schecks betrieben werden. 

Erhebung der Abgabe 

§ 5. (1) Die Sonderabgabe wird nach Ablauf 
des Kalenderjahres (Veranlagungszeitraum) ver­
anlagt. Fällt die Abgabepflicht im Laufe eines 
Kalenderjahres weg, dann kann die Sonderab­
gabe sofort festgesetzt w,erden. 

(2) Bei Begründung oder Wegfall der Abgabe­
pflicht ist die Sonderabgabe anteilig nach der 
Zahl der vollen Kalendermonate zu erheben, in 
denen die Steuerpflicht im Kalenderjahr bestan­
den hat. 

(3) Geht das Vermögen einer Kreditunterneh­
mung im Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf 
eine andere Kreditunternehmung über, dann, ist 
die von der übernehmenden Kreditunternehmung 
zu entrichtende Sonderabgabe um die für densel­
ben Veranlagungszeitraum von der übertragenden 
Kreditunternehmung zu entrichtende Sonderab­
gabe zu kürzen, sofern der Stichtag des maßge­
benden Jahresabschlusses der übernehmenden Kre­
ditunternehmung (§ 3 Abs. 3) nach dem Stichtag 
des Vermögensüberganges liegt. 

(4) Die Kreditunternehmung ist verpflichtet, 
für den Veranlagungszeitraum bis zum 31. März 
des dem Veranlagungszeitraum folgenden Kalen­
derjahres auf dem amtlichen Vordruck eine Ab­
gabenerklärung abzugeben. § 134 Abs. 2 der 
Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961, ist 
sinngemäß anzuwenden. Der Abgabenerklärung 
ist 'eine Abschrift der im Laufe des Kalender­
jahres unterhaltenen Betriebsstätten (§ 4 Abs. 2) 
anzuschließen. Bei Erlöschen der Abgabepflicht 
vor Ablauf des Kalenderjahres ,ist über Auffor­
derung'des Finanzamtes die Abgabenerklärung 
vor dem im ersten Satz genannten Zeitpunkt 
abzugeben. 

(5) Die Kreditunternehmung hat auf die Son­
derabgabe vierteljährlich Vorauszahlungen zu 
entrichten. Die Vorauszahlungen sind von der 
Kreditunternehmung auf Grund des zu Beginn 
jedes Kalendervierteljahres zuletzt festgestellten 
(genehmigten, unterfertigten) Jahresabschlusses 
oder, wenn ein solcher "noch nicht vorliegt, auf 
Grund der 'Eröffnungsbilanz unter Berücksichti­
gung der zum Beginn des laufenden Kalender­
jahres oder; wenn die Abgabepflicht zu diesem 
Zeitpunkt 'noch nicht hestanden hat, zum Zeit­
punkt des' Beginnes der Abgabepflicht unter­
haltenen Betriebsstätten (§ 4 Abs. 2) mit je einem 
Viertel der sich nach § 4 Abs. 1 ergebenden Son­
derabgabe selbst zu berechnen und am 10. Feber, 
10. Mai, 10. August und 10. November zu ent-
richten. ' 

(6) Wird im Laufe des Veranlagungszeitraumes 
ein späterer Jahresabschluß festgestellt (genehmigt, 
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unterzeichnet) oder der maßgebende Jahresab- erfolgt ist. Eine festgesetzte Vorauszahlung. hat 
schluß geändert, dann ist die Vorauszahlung ab . den im Abs. 5 genannten Fälligkeitstag. 
dem folgenden Kalendervierteljahr anzupassen. (9) Die für den Veranlagungszeitraum gemäß 
Zugleich mit dem neu berechneten Vorauszah- § 213 der Bundesabgabenordnung verbuchten' 
lungsbetrag ist der Unterschiedsbetrag zwischen Vorauszahlungen sind auf die veranlagte Sonder­
dem neuen Vorauszahlungsbetrag und dem zu- abgabe anzurechnen. 
letzt im Veranlagungszeitraum zu entrichtenden 

'Vorauszahlungsbetrag, vervielfacht mit der Zahl 
der bisher im Veranlagungszeitraum fällig ge-

. wordenen Vorauszahlungsbeträge, zu entrichten 
oder vom neu berechneten Vorauszahlungsbetrag 
in Abzug zu bringen. Ein überschuß ist gutzu­
schreiben. 

(7) Die Vorauszahlung ist für jedes Kalender­
, vierteljahr zu entrichten, zu dessen Beginn die 
. ' Abgabepflicht bestanden hat. 

(8) Wenn die Kreditunternehmung die Vor­
auszahlung (Abs. 5 und 6) nicht oder nicht voll­
ständig abführt, hat das Finanzamt die Voraus­
zahlung festzusetzen. Eine Festsetzung kann nur 
solange erfolgen, als nicht für ,den entsprechenden 
Veranlagungszeitraum eine Veranlagung (Abs.l) 

Zuständigkeit 

§ 6. Die Erhebung der Sonderabgabe obliegt . 
dem für die. Erhebung der Umsatzsteuer der 
Kreditunternehmung zuständigen Finanzamt. 

Abschnitt 11 

§ 1. Dieses Bundesgesetz ist für die Kalender­
jahre 1981 bis 1985 anzuwenden . 

§ 2. Die Sonderabgabe stellt eine Betriebsaus­
gabe (§ 4 Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes 
1972, BGBl. Nr. 440) dar. 

§ 3. Die Sonderabgabe ist eine ausschließliche 
Bundesabgabe. 

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist der Bundesminister für Finanzen betraut. 
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